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Demokratisierung und marktwirtschaftliche Reform in 
Osteuropa. Überlegungen zur Rolle der Civil Society 
im polnischen TransformationsprozeB 

Wahrend die ,,Civil Society" (CS) Diskussion imZusammenhang mit dem 
Systemwechsel in Osteuropa zu einem bedeutenden Wachstumspol sozi­
alwissenschaftlicher Erkenntnisbemühungen avancierte, gewann das Kon­
zept selbst eine immer elastischere Gestalt. Je nach individuellem Blick­
winkel variiert da~ zugrundeliegende CS-Konzept so stark, daB um Klli­
rung bemül:te Autoren einraumen rnuBten, ,,über das Konzept der Civil 
Society herrscht helle Urreinigkeit... "1 Der Artikel fragt nach den Wesens­
zügen der CS und nach deren spezifischer Rolle bei der Überwindung der 
kommunistischen Einparteiensysteme sowie nach dem potentiellen Bei­
trag der osreuropilischenCS zur Konsolidierurrg der postkommunistischen 
Demokratien am Beispiel Polens. Dabei witd der spezifisch osteuropai­
schc Kontcxtder Anwcndungdes Terminus bezugnehmendauf politischc, 
gegen den Staat gerichtete Ôffentlichkeiten und Handlungsraume verlas­
sen. Im Vordergrund stehen demokratische Konsolidierungsprozesse und 
die Rolle kollektiver Akteure ais Tragcrgruppen von Reformen.° 

Folgende Thesen werden dabei venreten: ln der Auseinandersetzung 
mit dem sozialistischen Staat konstituierte sich eine polnische Gegen­
gesellschaft überdie Mobilisierung von unten, die in Gesta!! der Solidamosc 
Anfang der achtziger Jahre auch eine dauerhafte Organisationsform an­
nahm. Der Konflikt mit dem Staatsapparat bildete die Klammcr der an sich 
heterogenen, koalierenden Interessen und konstituierte erst deren gemein­
same ldentitat. Diese schwindet mit der Machtübemahme der vormaligen 
Oppositionseliten und, der Auflõsm1g der Konfliktsituation. 

Der Beitrag dieser Gegengesellschaft zur Überwindung des kommuni­
stischen Systems ist wichtig, wird aber wegen der Ausklammcrung 
anderer Faktoren überschatzt. Ohnehin ist die Bezeichung CS für osteuro­
paischc Gcgcngescllschaften im analytischen Sinne fraglich, da es ihnen 
an einer über den Markt verrnittelten Autonomie mangelte. Nach der 
verhandelten Revolution zerfiel die vorrnalige Gegengesellschaft in kon-
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kurrierende Gruppierungen entlang ihrer inneren Konfliktlinien, ohne daB 
sich eine den Staat entlastende CS im eigentliche Sinne bislang herausbil­
dete, da deren sozio-õkonornische Grundlagen in den postkornrnonistischen 
Gesellschafu:n aufgrnnd der Dominanz tles staatlichen Industriesektors 
und des untereotwickelten Privatsektors erst schwach ausgebildet sind. 
Darnit fehlen vor aliem die sozio-õkonornischen, über Markt und Eigen­
tum vermittelten Grundiagen der gesellschaftlichen Selbststeuerung. 

Die Konsolidierung àer Demokralie in Osteuropa ist .ein schwieriger 
ProzeB, der sich im Spannungsfeld zwischen dem Übergewicht kurzfristi­
ger gesellschaftlicher Defensivinteressen und der Durchsetzung notwen­
diger, mit sozialen Kosten verbontlener Reforrnimperative vollzieht. Eine 
Stlirkung der Exekutive vor dem Hintergrund von Konflikten mit dem 
Parlament ist ais Konsequenz in dieser Konstellation angelegt, insbeson­
dere da die schwache CS nicht wesentlich zur Unterstützung der Refonnen 
beitragen kann. 

1. Begriffsklãrung: Genese, Struktur und Funktion der Civil 
Society 

Die einschlagige Diskussion um den Begriff der CS konvergiert um einige 
zentrale Punkte. Ausgehend von den Arbeiten von Keane, Diamond und 
Schrniner beschreibt der Begriff die Totalitiit aller autonomcn, d.h. sich 
selbst organisierenden und vom Staat unabhangigen, intermediaren gesell­
schaftlichen Institutionen und Assoziationen, die kollektiv und organisiert 
ihre lnteressen und Belange in der õffentlichen Sphare artikulieren und 
vertreten.3 Zentrnle Punkte sind die Selbstandigkeit solcher Organisatio­
nen, ihre verrnittelnde Funktion und ihr politisches Potential. Privates 
wirtschaftliches Handeln ist als solches nicht Element der CS, kann aber 
Yoraussetzung für deren Existenz seien. 

ln pluralistischen politischen Systemerr, die demokratischen Mindost­
anforderangen genügen, sollten politische Parteien, trotz ihrer venneintli­
chen Staatsnahe, indas CS Konzept miteinbezogen werden. Nur so kann 
den in vielerlei Beziehung existierenden Querverbindungen zwischen 
Parteien und lnteressenverbanden Rechnung geu·agen werden, auch in 
post-kommunistischen Systemen.4 

Eine ausgeprãgte CS wird in mehreren Hinsichten ais der Demokratie 
und der Demokratisierung fürderlich erachtet. Zum einen indem sie ein 
Gegengewicht zur Staatsmacht e~bliert und horizontale Kontrolleffekte 
ausübt,5 zum anderen indtem sie lntc11eBsen mobilisiert, aggregiert und in 
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den politischen Prozel3 kanalisiert.6 Die Autonomie der Zivilgesellschaft 
wird dabei ais ent~cheidend angesehen - kooptierte Massenorganisationen 
nach korporatistischem Muster sind kein Beispiel gesellschaftlicher Selbst­
organisation und eehter Imeressenreprasentation - wiewohl es vielfâltige 
Institutionen mit halb-staatlichem, halb-autonomen Status gibt. 

lndem die CS Literatur in Bezug auf Osteuropa sich thematisch auf den 
Modus .,CS against the state"7 konzentrierte, vemachlassigte sie freilich 
den Beitrag des Sysiems der funktionaleu Interessenreprasentation zur 
politischen Steuerung.8 Intermediare Tnstitutionen der Interessen­
vermittlung, die in der Lage sind, Sachinteressen zu aggregieren und ais 
Kollektivinteresse policy-orientiert zu formulieren (in erster Linie die 
Trager funktionaler Reprasentation von Willtschaftsinteres~en~. erhõherr 
die Koordinations- und KompromiBfàhigkeit partikutarer Interessen über 
den Mechanismus der Erhõhung der Verbindlichkeit getroffener Regelun­
gen und der Bestiindigkeit der Regelungsmuster mit dem Effekt der 
Entlastung ,des Staates.9 

Die ,,positive Bilanz" neo-korporatistischer Gesellschaftssteuerung10 

wird erst durch eine stark institutionalisierte CS mõglich. Sofern das 
System der verbandlichen Interessenvertretung in der Lage ist, diese 
Leistungen zu erhringen, sollte es über Attribute wie hierarchische 
Koordinationsfáhigkeit, Reprasentationsmonopol, Differenzierung nach 
funktionalen Kriterien, Yerbindlichkeit der Mitgliedschaft und Anerken­
nung des Reprasentationsstatus durch staatliche Stellen etc. verfügen. 11 

Auch hei der Analyse der CS heharrt Schmitter auf der Dcuninanz von 
funktional strukturierten Konfliktlinien entlang den Kriterien Klasse, 
Branche und Profession. da ,,Eigentum und die Organisation der Produk­
tion" die politisch dauerhaftesten und bestimmenden gesellschaftlichen 
Konfliktllnien produzierten.12 lnsgesamt betrachtet erscheinen Institutio­
nen mit hohem Formalisierungsgrad wie Parteien, Gewerkschaften und 
Unternehmerverbande, aber auch die Kirche von zentraler Bedeutung. 

Aus historischer Perspektive scheint eirre pluralistische CS die Exi­
stenz von autonomen Machtsphiiren ruit eigene.m sozio-õkcnornischen 
Status vorauszusetzen. So .entwic.kelte sich in Europa die Grundlage der 
Trennung von staatlicher und gesellschaftlicher Sphare erst mit dem 
Aufkommen der autonomen urbanen Ókonomie und der Dispersion 
õkonornischer Ressourcen.' 3 Ais Trager des Libernlismus konnte das 
urbane Bürgertum in der europi:iischen Geschichte.dem feudalen Staat die 
konstitutionellen Bindungen nur abtrotzen, da letzterer zur Befriedigung 
seines finanziellen undmateriellen Appetits aufdie Dienste der aufstreben­
den, sich emanzlpieronden Handels- nnd Finanzbonrgeoisie angewicsen 
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war.14 

Erkenntnisse aus der Dritte-Welt-Forschung unterstreichen die Ab­
hangigkeit einer starken CS von einer entwickelten Ôkonomie, deren 
zentrale gesellschafliiche Steuerungskategnrie aufgnmd des Wirkens ei­
nes funktionierenden kapitalistischen Markt- und Wachstumsmechanismus 
Profite und niclit Renten sind, undaeren Arbeitsmarkte transformiert, d.h. 
nicht von Marginalitiit, sondem vonrelativer Knappheitan Arbeitsangebot 
gekennzeichnet sirrd. Nur unter diesen Varaussetzungen ist eine starke 
Auspragung relevanter Institutionen der CS, insbesondere von Untemeh­
merverbanden und Gewerkschaften, moglich und kann von Marktsteuerung 
gesprochen werden. 15 Die Moglichkeit der Aneignung von Renten seitens 
staatlicher Apparaic stetgert deren Verfügungsgewait iiber die gesell­
schaftlichen Ressourcen und begründet darnit auch die Abhangigkeit der 
einheimischen Bourgeoisie vom Staat und dessen Garantierung von 
Monopolen auf den Binnenmarkten.16 Gleichsam konnen intern ungleiche 
und nieht demokratischc Strukturen dnrch klientelislische Kooptations­
systeme verfestigt werden. Sind die Arbeitsmarkte segmentiert und weite 
Teile der Arbeiterschaftmarginalisiert, 17 ist der Herausbildung von starken 
Gewerkschaften ohnehin aufgrund ihres geringen Verweigerungs- und 
Sanktionspotentials ein Riegel vorgeschoben. 

2. Civil Society und der Übergang zu demokratischer Herrschaft 
in Osteuropa 

Der in der englischen Fachliteratur ,,democratic transition" genannte 
Übergang zu demokratischen Regierungsforrnen bczcichnet eine befriste­
te 2.eitperiode, die mit dem 2.erfall eines autoritaren oder totalitaren 
Systems beginnt und in der Errichtung eines demokratischen Systems 
mündet. Der AbschluB der Übergangsphase kann mit der Adoption einer 
neuen Verfa,sung durch eine gewahlte Versammlung oder mit der Wahl 
eines Parlamentes nach Inkrafttreten der Verfassung bestimmt werden.18 

Synthetisierend kann man ,,democratic transition" ais die Pha,e der 
Errichtung eines forrnal-pluralistischen, institutionellen Rahmens für den 
politischen Wettbewerb begreifen. Die Forschung zu diesem Komplex 
nimmt eine dezidiert prozeBorientierte, auf individuelle Handlungsspiel­
raume und Strategiefáhigkeit der sozialen Akteure abhebende Position ein 
und stellt subjektive Faktoren wie Dispositionen und Kalküle der Eliten, 
das wichtige Instrurnent des Elitenpaktes und andere Aushandlungs­
prozesse sowie Brüche nmerhalb aU(oritiirer Regime in den Vordergrund, 
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um die Ôffnung eines autoritiiren Regimes zu erklaren. 19 Die Theorie­
bildung schwiicht von vomherein die Rolle strukturcllcr Hintergrund­
faktoren, und damit aoch den Part der CS bei der Erklarung von Regime­
wechseln. 

Wiewohl die Modemisienmgstheorie den politischen Druck auf ein 
autoritiires Regime, den eine entwickelte CS infolge sozio-õkonomischer 
Modemisiernng und des damit verbundenen Auftretens der Artikulation 
und der Mobilisierung von sozialen und politischen lnteressen ansübt, ais 
erklarende V ariable hervorhebt, 20 bleibt dieser Erklarungslogik als zentra­
le intervenierende V ariable Kohasion und Machtressourcen des Staatsap­
parates entgegenzuhalten.21 Gleichfalls muB Wachstum nicht ohne weite­
res zur Delegitimationautorirarer Herrschaft fülmn, sondem kann, wie im 
Falle von Hongkong oder Singapur, zu deren Stabilisierung beitragen.22 

W as die Osteuropaforschung anbelangt, so lautet das klassische Argu­
ment, es hiitte eine Polarisierung zwischen Staat und der mobilisierten CS 
gegebe11, die schlie8lieh in die Überw:indung 'des totalilaren Staates dur:ch 
die organisierte CS mlindete. Diese strapazierte Generalisierung des 
polnischen Falis der Konfrontation zwischen der Solidarnosc-Bewegung 
und dem Staat láBt sich allerdings nur aufrechterhalten, wenn man nicht nur 
die Rolle extfll'ner Akteure, in diesem Fatie die imptizite Rlicknahrne der 
Breschnew-Doktrin, vemachlassigt,23 sondem auch die Verquickung und 
Yermengung zwischen formellen Staatsorganisationen und der osteuro­
pilischon CS aosblendet. Wie Ding zeigte, konnte für Osteuropa, so wie es 
auch keine klare Trennung, sondem wechselseitige Ahhangigkeiten zwi­
schen der ,.Second Economy" und dem Staatssektor gab,24 gar nicht von 
einer autonomen CS im obigen Sinne ausgegangcn werden. Um den 
langwierigen ProzeB der Auflosung und Zersetzung von Staat, Partei und 
Massenorganisationen und der parallel dazn verla11fenden Durchdringung 
und Auflosung der Zweckbestimmung dieser Institutionen durch gesell­
schaftliche Akteure, wie auch die verschwimmenden Grenzen zwischen 
staatlicher und gese!Tschaftlicher Sphiire zu beschreiben, pragte Ding den 
Ausdruck .. instirutional amphibionsness".23 Dieses Konzept umfaBt die 
Abhangigkeit oppositioneller Bewegungen von der staatlichen Infrastruk­
tur sowie die lnstrumentalisierung der bestehenden Organisationen durch 
soziale Akteure.26 

Dic l11ese von Diog liiuft daraufhinaos, daB die Anwendung des CS­
Konzeptes bei der Untersuchung der demokratischen Übergange in Ost­
europa nur partiell méiglich ist, ohne den begrifflichen Inhalt des Konzep­
tes zu unterhéih len. 
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3. Civil Society, Konsolidierung demokratischer Herrschaft und 
Wirtschaftsrefonn in Osteuropa 

Auch das Konzept der demokratischen Konsolidierung unterliegt begriff­
lichen Schwankungen. Pridham sieht ais entscheidende Mamente der 
Konsolidierung der formell-demokratischen lnstitutionen die Herausbil­
dung einer spezifischen, systemstützenden ,,politischen Kultur".27 Konso­
lidierung wird in diesem Ansatz auch unter dem Aspekt der Entstehung 
eines generellen Konsenses betrachtet, der der demokratischen Herr­
schaftsform einen Wert an sieiijenseits ihres insn-umenlellen Charakters 
für die Befriedigung von kankreten Interessen zuweist.28 Der Ansatz 
unterstellt, daB eine operierende Demokratie mit der Zeit ein stabilisieren­
des Tragheitsmomentakkumuliert, andem adverse Umwelteinwirkungen 
abprallcm. 

lm Mittelpunkt des pragmatischen Ansatzes steht hingegen die Defini­
tion von Konsolidierung über die Verstiindigung aller relevanten politi­
schen Akteurc über die zentralen Spielregeln des demokratischen Wettbe­
werbs tmd seine Abwieklung im Rahrmm der demokratischerr lnstirutio­
nen.29 ln Przeworskis Modell ist die LoyaliL'it der politischen Krafte in 
letzter Instanz abhlingig von ihrer F"àhigkeit, ihre Interessen langfristig im 
Rahmen des demokratischen Institutionengefüges durchsetzen zu konnen, 
bzw. vom Vertranen der im Verte1ilungskampf unterliegenden Aktcnre h1 
die langfristige Verbesserung ihrer sozio-okonomischen Situation durch 
Diffusionseffekte. 30 

Tritt im Gcgensatz zur Übergangsphase in der Konsolidierungsphase 
die Routinisierung des Handelns in den Vordergrund, dann verengt sich 
der Entscheidungsspielraum der relevanten politischen Akteure wieder 
unter dem formenden Gewicht der objektiven Bedingungen des historisch 
gewachsencn Kontexts.31 

Kurz: Eine Analyse von langfristigen Prozessen wie der Konsolidie­
rung von politischen Systemen bedarf, anders ais die Untersuchung von 
eher kurzfristigen, aus einer spezifischen historischen Situation resultie­
renden Übergangsprozessen,,einer starkeren Betonung der unterliegenden 
sn-ukturellen Faktoren, dle in einem kornplexen Zusammenspiel, vermit­
telt über die Praxis der sozialen Akteure, die langfristigen Konsoli­
dierungschancen bestimmen.32 Daher hat eine Makroanalyse der CS in 
diesem Kontext Aussagekraft. 

W arum eine stark instilinrionalisierte CS, deren Organisatitmen umfas-
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send sind und über strategische Handlungsfühigkeit verfügen, im allge­
meinen als positiv mit demokratischer Konsolidierung verknüpft gelten 
kann, wurde schon implizit erdrtcrt. Jc korporatistischer, im Gegensatz zu 
pluralistischer, die Strukuu der Intere:;senvennittlung, desto positive11e 
Effektc sind für d@ KonsolidierungsprozeB zu erwarten.33 

Dies wird insbesondere deutlich, wenn die Rolle der CS im osteuropai­
schen TransformationsprozeB genauer betrachtet wird, dessen primares 
Charakteástikum die simultane õkonomiscile und politische Reform 
darstellt. Im so vorstrukturierten Kontext erlangt die Unterstiitzung eles 
Reformprozesses durch eine organisierte so::.iale Basis zentrale Bedeu­
tung, zumal die moralische Legitimation der Reformkrafte über das 
Erringen eles Systemwechsels sich im politischen Alltag aufbraucht. 
Nebemler generalisierten politisc;hen Unterstützung der ReformmaBnahmen 
stehen insbesondere Parteien, Yerbande und Gewerkschaften vor der 
Aufgabe, ihre Basis zu sensibilisieren für den Yerzicht auf kurzfristige 
materielle lnteressen zugunsten von Yorteiien, die sich erst spat materia­
lisieren und über mehrere Generationen erstrecken. Das Dilemma besteht 
darin, õkonomische· Reformen, die mit Realeinkommensverlusten für 
zumindest einige Gruppen gekoppelt sind, mit schocktherapeutischen 
Mitteh1 :i!ll initiieren und vor politischem Druck von lrrteressengruppen 
abzuschirmen,14 dann aber in einer zweiten Phase die Konsolidierung der 
Reformen politisch zu moderieren und im Dialog mit Interessengruppen 
zu verfestigen, ohne die domokratischen Imtitutionen zu untenniniererr.35 

Yor ahnlichen Problemen stanrlen und stehen eine Reihe lateinameri­
kanischer Staaten bei der Implementation von Strukturanpassungs­
prograrnmen.36 Ais notwendige Bedingung für da~ langfristige Gelingen 
des Reformprozcsses erwies sich laut einer komparativen Studie die 
Etablierung von Konsultationsmechanismen und politischen Yermitt­
lungsinstanzen zwischen Reformtragem und betroffenen Gruppen mit 
dem Ziel,37 die Reformen auf ein politisch stabiles Fundarnent zu stellen 
und die Entfrcmdlillg weiter Bevõlkerungstcilc vom demokratischen 
ProzeB zu vem1eicien. Um eine spatere Yerscharfung des Kor.flikts zwi­
schen Kapital und Arbeit zu vermeiden, müBten insbesondere die Belange 
der Arbeiterklasse in den politischen ProzeB reinkorporiert werden.3

' Der 
resultierende Widerspruch zwischen der Logik der strukturellen Reform 
und der Einraumung von Partizipationsmõglichkeiten ndvers betroffcner 
kollektiver Akteure ist jedoch nur schwer auflõsbar. Die entfachte politi­
sche Dynamik solcher Konstellationen kann leicht in politische Destabi­
lisierung und emeute politische Zentralisierungsschübe münden.39 Empi­
rische Fallsn1dii::11 zur Relation zwischen dcmoltratischeL Konsolidiemng 
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und der Bewaltigung õkonomischer Krisenbedingungen zeigten, daB die 
entscheidende Variablezur Erklarung der Überlebensfühigkeit demokra­
tischer Regime derGrad der Institutionalisierung des Systems derlnteressen­
reprasentation ist, insbesondere vem Parteien und Interessenverbii:nden.40 

Remrner ermittelte sogar cincn Zusammenhang zwischen einem stabilen 
Zwei-Parteien-System und politischer Stabilitat.41 Ais nicht der Demokra­
tisierung fürderlich wird generell ein fragmentiertes, polarisienes Multi­
parteiensys\em erachtet.42 

Im Mittelpunkt des Interessenausgleichs steht der von seinen 
Entstehungsbedingungen her anspruchsvolle Sozialpakt ais pradestinier­
tes Instrument des Austauschs von Lohnzurückhaltung und Akzeptanz 
struktureller Refonn auf Seiten der Gewerkschaften gegen die Gewahrung 
derTarifautonomie, sozialer Kompensationen und arbeitsmarktpolitischer 
MaBnahmen seitens Staat und Wirtschaft. Ziele eines solchen Sozialpakts 
sind die Schaffung politischer Reformgrundlagen sowie die Eindammung 
von inflationaren Tendenzen über àie Stabilisierung von Erwartnngen.43 

Allerdings besta tigre die Neokorporatismusforschungeinem solchen Sozial­
pakt, daBerals dauerhaftes Instrumentzur Aushandlung von Lohnverzicht 
bei bevorstehender Entindustrialisierung lffid wr Verwaltung erschopften 
Verteilungsspielramnes versage.44 Dies gilt um so mehr, wennrivalisien:n­
de lntevessenvertretungen, die sich aus der gesamtwirtschaftlichen Verant­
wortung ziehen und die bornierte Reprasentation von Partikularinteressen 
qua radikaler Forderungen betreiben, die Erfolgsausichten solcher Ab­
komrnen unterminieren. 

Der ProzeB der demokratischen Konsolidierung trifft folglich in den 
Reformstaaten auf um so günstigere Bedingungen, je fortgeschrittener der 
Grad der Institutionalisierung der CS und je relevanter damit ihr potenti­
eller Bei-trag zur Legitimation der Reformen. 

4. Bedentung und Realitãt der Civil Society im polnischen 
Transformationsprozefl 

ln Anlehnung an obige Definitionen konnen die ersten võllig demokrati­
schen W ahlcrrzum Sejm, derrrpolnischen Unterhaus, am27. Oktober 1991 
sowie die Annahme dervorlaufigen ,,Kleinen Verfassung" durch den Sejm 
Anfang August 1992 ais Eckpfeiler der Beendigung des Regimewechsels 
in Polen gelten. Die beiden Ereignisse markieren die Beseitigung der 
wichtigsten instiunionellen Residuen des kommunistischen Regimes im 
polnischen Regierungssystem. Durch die Wahlen vom Oktober 1991 
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wurde da, im Juni 1989 gewahlte Unterhaus neu bestellt, das gemiiB den 
Vereinbarungen des ,.Runden Tisches" 65 Prozent seiner 460 Sitze für 
Kommunisten und Blockparteien reserviert hielt und dessen Komposition 
nur zu 35 Prozent aus freier Wahl hervorging. Mit dem BeschluB der 
,,Kleinen Verfassung" als vorlaufige Verfassung bis zur Verabschiedung 
eines ganzlich neuen Grundgesetzes wurden die Kompetenzen zwischen 
Parlament, Regierung und Staat,prasident neu geregelt. DasGesetzeswerk 
ersetzte in diesen Punkten die staiinistische Verfassm1g von 1952. SchlieB­
lich wurde mit dem Wahlsieg der Reformkommunisten (SdPR) im Bund 
der demokratischen Linken (PSL) vom 19. September 1993 und der 
anschlieBenden Regierungsbildung mil der Bauempartei (PSL) auch die 
Hürde des ,.doppelterl Machtwechsels" genom1uen. Polens Demokratie 
befindet sich in der Konsolidierungspha,e. 

Welche Bewandtnis hat die obige theoretische Analyse für Osteuropa 
und Polen? Historisch betrachtet auBerte sich in Mitteleuropa das Fehlen 
autonotner Maehtspharen und endogener indusrrieller Entwicklong in 
Zentralisierungstendenzen. Der Staat wurde zwangsliiufig zum Trager 
einer nachholenden Modernisierung. ln der Folge behinderte die pra­
dominante Position des Staates selbst die Herausbildung einer reifen 
bürgerlichen Gesellschaft uod Õffentlichkeit. Versuche, parlamentarische 
lnstitutionen westlichen Zuschnitts auf die unterentwickelte Zivilge­
sellschaft zu stülpen, Iiefen auf demokratische Fassaden ohne reale politi­
sche Souveriinitat hinaus.45 

Die Auflbsung der unabhangigen Assoziationen 1md ihre rmmgelnde 
okonornische Grundlage im Realsozialismus stellt die Revitalisierung der 
CS vor schwerwiegende Probleme. Verschiedentlich wird die in Ost­
europa entstandene ,,Second Society", Produkt der Ablehnung des kom­
munistischen Systcms, die sieh v.a. aus einem lose gekoppclten Netz 
kultureller, intellektueller und gewerkschaftlicher Gegenaktivitaten zu­
sammensetzte, als funktionales Aquivalent zur CS verstanden:'" 

Die polnische Gegengesellschaft gewann ihre institutionelle ldentitat 
im Zuge der Streikwelle vom August 1980 in Gestalt der unabhangigen 
Gewerkschaft Solidamosc. Die Einheitder in dem heterogenen Sammlungs­
forum umfaBten lnteressen entstand jedoch nur artifiziell in der Konfron­
tation rnit dem übermachtigen Staat. Die Sprcngkraft der v.a. aus dem 
dualen Charakter der Organisaticn, politisch und gewerkschaftlich, resilt­
tierenden inneren Antagonismen entfaltete sich nach der Überwindung des 
alten Regimes. Zu Beginn der achtziger Jahre zahlte die Volksbewegung 
Solidarnosc noch 9,5 Mio. Mitglieder, imJuni 1989 wardie Mitgliederzahl 
der Gewerkschaft bernils auf 1,6 Mio. gesunken.47 Die Binnendif-
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ferenzierung spaltete zunachst einen parteipolitischen Flügel von der 
nationalen Sarnmlungsbewegung ab. Dieser differenzierte sich soweitaus, 
daB indas im Oktober 1991 gewãhlte Parlament sechs verschiedenc Post­
Solidamose Pmeien oder Parteiallianzen mit grundversclúedene1r ideolo­
gischen Profilen und programrnatischen Inhalten einzogen.48 Nach der 
gewerkschaftlichen Neugründung der NSZZ Solidamosc rekrutiert sich 
die Basis der Gewerkschaft überwiegend aus den veralteten Sekroren der 
GroBindustrie, die primar für Ziele der materiellen Besitzstandswairrung 
optiert. 49 

Trotz des Zerbrechens der innerorganisatorischen Klassenallianz und 
der funktionalen Differenzierung innerhalb der Organisation selbst, fühl­
ten sich groBe Teile der Selidamosc bis 1993 für den Erfolg des Reform­
prozesses und dessen soziale Flankierung verantwortlich, indem sie die 
Reformen politisch unterstützten. Der Spagat zwischen dem disziplinie­
renden Auftreten als politischer Ordnungsfaktor und genuiner betriébli­
cher Interessenvertretung ( oftroals ein massrves Interesse anr Erhalt alter 
Strukturen) erwies sich ais Gratwanderung. Solidamosc hane nicht nur die 
alte Staatsgewerkschaft OPZZ mit circa 4 Mio. Mitgliedem zur Konkur­
renz, die sich paradoxerweise als Artikulationsforum der rnateriellen 
Arbeitnehmerinteressen profilieren konnte, sondem franste an den Ran­
dem durch Abspaltungen (z.B . .,Solidamosc 80") aus und wurde gleich­
zeitig durch die Neuforrnierungen militanter gewerkschaftlicher Gruppie­
rungen auf K!onfrontationskurs mit der Regierung unter Druck gesetzt.50 

Mit den Streiks in den schlesischen Kohlcminen um die Jahreswunde 
1992/93, der Entscheidung der Solidamosc-Führung gegen das Staats­
budget zu stimmen im Februar und den nationalen Streikwellen der 
Bcschaftigten im offentlichen Sektor im Mai 1993 zerbrnch das still­
schweigende Einverstandnis mit dem ReformprozeB naeh der unnachgie­
bigen Haltung der Regierung.51 Das am 27. Mai folgende Einbringen eines 
Milltrauensvotums seitens der Solidamosc stürzte letztendlich die Regie­
rung von Hanna Suchocka. Die Arbeitslosigkeit hatle inzwíschcn eiu 
Niveau von über 14 Prozent erreicht. 

Konnte sich das Balcerowicz-Stabilisieruugsprogramm noch auf den 
von der moralischen Autoritát der Solidamosc mobilisierten Konsensus 
stützen, so war zurweiteren sozialen Flankierung dcs Rcformprozesses ein 
Sozialpakt (nach neo-korporativem Muster als tripartites Greminm) seit 
den Streikwellen im Sommer 1992 diskutiert worden.52 Im Februar 1993 
wurde der ,,Pakt über die Staatsuntemehmen" nnterzeichnet, der Prinzipi­
en und Zeitvorgaben für die Privatisierung und Restrukturierung von 
Staatsbctrieben sowie die Kompensation der Besehaftigten (sowie dle 
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zentralisierte Aushandlung von Maximallõhnen nach Branchen durch 
tripartite Gremien) festlegte.53 Allerdings wurde der Pakt von der Regie­
rung Pawlak nur auszugsweise in Kraft gesetzt. (NZZ 05.03.1995). ln der 
Entouragedes für die Wirtschaftspolitik zustiindigen Vizepremiers Kolodko 
wurde jedoch weiter an einer Verstandignng zwischen den politischen 
Eliten und funktionalen Interessenverbanden über die essentiellen Reform­
schritte gearbeitet, utn die gesellschaftliche Basis für die erarbeitete 
,,Strategie fiu' Polen", die Harrdlungsrichtlinien für die Jahre :1994-1997 
festlegt, zu festigen. 5' 

Das polnische Paneiensystem befindet sich seit den W ahlen zum Sejm 
im September 1993 in der Kondensierungspha,e. Zwar waren Marz 1992 
131 politische Parteien registriert,55 von denen dank eines extremen 
Verhaltniswahlrechtes und des Fehlens von Eintrittsbarrieren insgesamt 
29 im Oktober 1991 in den Sejm zogen. Keine der gewahlten Parteien 
erhielt mehr als 12,3 Prozent der Stimmen, wobei von einer Zersplitterung 
der Parteien in drei grobe Blõcke, darunter eille parlamentarische Mitte aus 
Post-Solidarnosc Parteien vou knapp 40 Prozent der Stimmen, gesprochen 
werden konnte. Doch nach den Modifikationen im Wahlrecht zogen im 
September 1993 nur noch sechs Parteien (exklusive derdeut,chen Minder­
heit) in den Sejm ein. Die Sieger der Wahl, das postkommun.istische 
Wahlbündnis SDL rnit 20,7 Prozent und die Polnische Bauempartei rnit 
15,3 Prozent der Stimmen, sind gleichzeitig die beiden Parteien, bzw. 
Wahlbündnisse, mit der gri:iBten gesellschaftlichen Verankerung. Die 
SOL hat ihre Basis in den Massenorganisatiomm:des alten S ystems, v .a. der 
OPZZ und dem Lehrerverband; die PSL stützt sich einseitig auf 
Agrarinteressen. Beider Klientel verbindet ein defensives Interesse am 
ReformprozeG, wenn auch die Interessengegensatze zwischen beiden 
gravierend sind. 56 

Aufgrund der eingeführten Einzugshürden und des Multiplikator­
effekts des Wahlrechts kontrollieren PSL und SLD mit nur 36 Prozent der 
abgegebenen Stimmen 303 der insgesamt 460 Sitze im Sejm. Da PSL und 
SLD auch 73 von 100 Sitzen im Senat gewannell, besitzen sie eine für 
Venassungsanderungen und da, Überstimmen eines prasidentiellen Ve­
tos ausreichende Zweidrittelmehrheit. Insgesamt 34 Prozent der abgcge­
benen Stimmen gingen an nicht im Parlament vertretene Parteien vor­
nchmlich des rcahten Spektrums. Die implizierte Lüeke ln der parlamen­
tarischen Reprasentation beeintrachtigt zwar die Legitimitat des Sejm, 
bestraft wurden aber v.a. kooperationsunfü.hige Partcien. Anzumerken 
bleibt. daG der radikal-populistische, reformfeindliche Teil des Parteien­
spektrums (Konfüderation Unabhaugiges Polen KPN, etc.) ner 11,56 
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Prozent der Stimmen auf sich vereinen konnte, und nur durch die KPN 
vertreten ist. Wenn man die Wahlbeteiligung in Hi.ihe von nur 52 Prozent 
miteinbezieht, wurde die Regierungsmehrheit in Hi.ihe von 66 Prozent ai ler 
Manda1e von 18,72 Prozent des Elektorats bestellt.57 

Die Ergebnisse der W ahlen in Polen im September 1993 und in U ngarn 
im Mai 1994 mit dem Erdrutschsieg der postkommunistischen MSZP 
wurden gemeinhin nicht ais ProtestwaJ.ll gegen die Refonnen an sich, 
sondem ais Votum füreiuen ,,capitalism with ahuman face"58 bzw. füreine 
verbesserte soziale Abfedenmg des Reformprozesses unrl eine gri.i8ere 
Rolle des Staats interpretiert.59 

W ar zu Beginn des Systemwandels konstatiert worden, daB die politi­
schen Konjliktlinien in Osteuropa danerhaft dur:ch eine Praokkuparion mit 
der symbolisch-kulturellen Dimension von Politik mit Nation und Kirche 
ais positiven Koordinaten gepragt sein würden, daein koharentes Parteien­
system und tragfühiger· politischer P:!uralismus aufgrund der noch 
unstrukturierten geseJlschaftli chen lnteressengegensiitze erschwert wür­
den, demonstrierten die Wahlergebnisse díe sich herauskristallisierende 
Dominanz sozio-i.ikonomisch zentrierter Konfliktlinien. 

Die Frage nach der mi.iglichen Autonomie der bürgerlichen GeseJl­
schaft gegenüber dem Staat verweist aaf die Rolle einer unaehiingigen 
,,Bourgeoisie". Ein zentrales Dilemma in den Reformstaaten ist, daB 
jahrzehntelange kommunistische Herrschaft hei einem Anteil des Staats­
sektors von bis zu 98 !lrozent die Institution Jes Privateigenrums weitest­
gehend liquidierte. lm Postkommunismus wird der Staat daher zum 
untemehmenden Subjekt der Transformation, welche er im Narnen von 
lediglich ,,theoretischen lnteressen" vorantreibt."" sind doch in der post­
kommunístischen Gesellschaft private Akteure mit langfristigen Profit­
interessen noch kaum priisent.61 Aufgrund der hohen Wohlfahrtsverluste 
in den ostmitteleuropaischen Staaten im Zuge der die Binnennachfrage 
drosselnden makroõkonomischen Stafülisierung und Liberalisierung so­
wie des Abbruchs der Handelsbezíehurrgen irn Rahrnen des RGW erlang­
ten kurzfristige Defensivinteressen in derersten Reformphase ein stmktu­
relles Übergewicht. Auch in der folgenden, zweiten Reformphase, die 
durch einen beschleunigten Strukturwandel und Modernisierung des 
Produktionsapparates mitsamt den einhergehenden Friktionen auf den 
Arbeitsmarkten gekennzeichnet sein wird, bleiben die Interessen der 
Transforrnationsverliererein politischer Faktor. Der bisherige Verlauf des 
Reformprozesses in Osteuropa hat zwar gezeigt. daB das Festhalten der 
politischen Eliten am ReformprozeB, sei es mangels praktikabler Alterna­
ti ven, sei es m1fgrund eles Einflnsses der intematiemalen Gemeinschaft und 
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ihres Sanktionspotential in Form von Schuldenerleichterungen. Wirt­
schaftshilfen und Kreditzusagen sowie sicherheit5politischen Zugestand­
nissen. ausreicht. um marktwirtschaftliche Reformen voranzutreiben. 
Selbsl nach den Wahlsiegen ex-kommuuistischer Parteien führum neue 
Administrationen, wie in Polen unter dem parteilosen Finanzminister 
Grzegorz Kolodko. in wesentlichen Punkten den eingeschlagenen libera­
len Reformkurs fort, wenn auch mit Akzentverschiebungen wie z.B. in 
Bezug auf die lndustriepolitik und die Rolle des Sta11tes bei der 
Restrukturierung von Untemehmen.61 Doch stellt sich langfristig die Frage 
nach den Tragergruppen der Reformen und der Kompatibilitat von 
technokratisch gepragter Wirtschaftspolitik und der Konsolidierung der 
demokratischen politischen Systeme. 

Ein Llisungsweg wird in einerrapiden Privatisierung gesehen, um eine 
sozialstrukturelle Mindest5chwelle der Transformation zu überschreiten, 
d.h. eine kritische Masse von sozialen Akteuren rnit Eigeninteresse am 
Erfolg des Reformproaesses ins Leben zu rufen. Diese Alteruative war 
auch die Praferenz der Architekten der neoliberal gepragten Reform­
programme in Osteuropa, die in Folge der Wiederherstellung eines makro­
õkonomischen stabilen Rahmens ein rasches Wachstum basierend auf 
privater Wirt5chaft5tii.tigkeil erwarteten. Die Zunahme des privaten Sek­
tors sollte dann eine die Demokratie stützende Mittelschicht hervorbrin­
gen. 

ln Polen waren Ende 1994 noch 5096 Staatsbetriebe zu ptivatisieren, 
3068 befanden sich im ProzeB der Privatisierung und 1308 darunter 
wurden bis Ende November privatisiert bzw. liquidiert. Lediglich 135 
rninlere oder grõBere Untemehmen wurden bis zu diesem Zeitpunkt 
rnittels der ,,Kapitalprivatisierung" (Verkauf an Inve&toren oder Gang an 
die Bõrse) pr.ivatisiert. Das stagniererrde Programm zur Massen>­
privatisierung, das versuchsweise 444 mittlere und grõBere Untemehmen 
mit insgesamt etwa 500.000 Beschii.ftigten umfaBt und bereits 1991 
konzipiert wurde, sichl vor. das Kapital der Untemehmen zu jc 60 Prozent 
auf 13 bis 15 zu gründende Nationale Investitionsfonds63 sowie zu 15 
Prozent auf die Mitarbeiter und zu 25 Prozent an das Schatzamt zu 
verteilen. Alie erwachsenen Staatsbürger kõnnen dann gegen einen gerin­
gen Yerkaufspreis Anteile an den Fonds erwerben. Ein groBer Teil aller 
übrigen Staatsbetriebe sollte nachanterder Regierung Pawlak a11sgearbei­
teten Vorstellungen eine Massenkommerzialisierung durchlaufen, bei der 
diese in Aktiengesellschaften in Staatseigentum umgewandelt werden. 
(NZZ 05.03.1995) lm K.leinhandél und in der K.leinindustrie, in der 
Gastronomie, im Druck- umi Baugewerbe sowie im Handwerk, atlesamt 
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gekennzeichnet durch ihren geringen Kapitalbedarf und eher geringe 
technologische und wirtschaftliche Komplexitiit, waren schon Anfang 
1993 80-100 Prozent aller Betriebe privatisiert.64 Das Tempo der Privaú­
sienmg,der staatlichen GroBben·iebe stockt aus Gründen des Kapitalman­
gels, der administraúven Engpasse, der geringen Attrakúvitat des angebo­
tenen Produktivkapitals65

, aber v.a. aufgrund der poliúschen Sensibilitli.t 
der rnit der Privaúsierung verbundenen Umverteilung von Eigentum und 
der daraus resnltierendea schwierigen politischt:n UmS(ttzung. 

Ende 1994 entfielen 61 Prozent der gesarnten Beschafúgung und 56 
Prozent der Wertschõpfung auf den privaten Sektor, der einen Anteil von 
38 Prozent an der füdustrieprodúkúoninnehatte.66 Allerdings entfaílen nur 
12,5 Prozent ailer 1ticlrt-la11dwirtschaftlichoo Beschafúgten aul'kleine wrd 
mittlere Betriebe rnit mehr als fünf Angestellteo.67 Somit kann für den 
privaten Sektor noch nicht von einem breiten industriellen Mittelstand 
ausgegangen werden und úamit auch nicht von einer Grundlage für die 
lnsútutionalisiemng des Klassenkonílikts in Form vun staatslosen Aus­
handlungen entlang der selbstorganisierten lnteressenvertretungen von 
Kapital und Arbeit gema.13 deren Verwertungs-, bzw. Reprodukúons­
interesse.68 Dieser Befund impliziert jedoch nicht, daB, der Modernisierungs­
theorie folgend, die Demokratie in Polen auftõnernen Fii6en stiindc, daes 
an der tragenden Saule der unabhangigen Mittelschichten mangele. Viel­
mehr exisúeren diese Mittelschichten. Die strukturelle Voraussetzung 
ihrer Unabhangigkeit vom Staat ist allerdings nicht ihr Eigentum an 
Produktionsmitteln sondem die universelle Verwendbarkeit ilur,r erwoc­
benen Qualifikation in einer Gesellschaft, die aufgrund der Konkurrenz 
des privaten Sektors nicht langcr durch cinc Monopolisierung der 
Arbeitskrfiltenachfrage durch den Staat gekennzeichnet ist.69 Aufgrund 
des gestiegenen Wertes ihrer Qualifikationen auf den Arbeitsmarkten 
zahlen die professionellen Mittelschichten zu den Transformaúons­
gewinnern und darnit auch zu den potenúellen Trligergruppen der Refor­
men. 

Zweifel am Charakter der entstehenden Bourgeoisie in Ostemopa lal3t 
die insbesondere in RuBland verbreitete Nomenklatura-Privatisierung 
aufkommen. Diese bezeichnet die Strategien, mit der die ehemalige 
Nomenklatura ihren poliúschen EinfluB, Posiúoneu und Kontakte geltend 
macht, um nieht über den Markt gehandelte Eigentumstitel über Staats­
besítz bzw. -unternehmen unter dem Marktpreis zu erwerben und somit 
Monopolrenten einzustreichen.70 Typischerweise war auch in Polen der 
entstehende private Sektor eng mít dem Staatssektor über begünsúgende 
Liefer- oder Abnehmerbezíehungen verbunden.71 Das damit elnhergehen-
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de Interesse an staatlich begründeten Monopolstellungen laBt die neuen 
Produzenten ais ein nur zweifelhaftes Gegengewicht zum Staatsapparat 
erscheinen. EntstaHden in einer Situation des unvollkomrnenen Wettbe­
werbs an der Schnittstelle zwischen Staat und Markt und okonomisoh iu 
Syrnbiosc mit Teilcn des Staatssektors, konnten die neuen privaten Eigen­
tümer dazu tendieren, Allianzen mit dem Staatsapparat einzugehen, um 
sich der Subvention und der Protektion vor dem Konkurrenzdruck des 
Markteszu versic hem.72 Dies nmso mehr inRegionen, wo die Jnteraktions0 

strukturen zwischen staatlichen Stellen und Untemehrnen durch eine 
gewachsene regionale Monopolisierung des Angebots an Beschaftigung 
und Wertschõpfung durch einzelne GroBbetriebe gepragt und staatliche 
Stellen zur Erfülhmg ihrer Al1fgaben von diesen Ressourcen abhüngig 
sind.73 

Der Widerspruch zwischen der Einführung pluralistischer Institutio­
nen und einer noch unterentwickelten CS in Osteuropa unter den Bedin­
gungen der Transformation74 verursacht zentrifugale Tendenzen des-poii­
tischen Wettbewerbs und schrankt die parlamentarische Handlungsfáhig­
keit ein. Der resultierende Konflikt zwischen exekutiver Effizienz und 
demokratischer Reprasentation los te in Polen einen Zentralisierungsschub 
in Richtung rler Ve1tiefung des Prasidlalam!es a!Js.75 

Die Verlagemng von politischer Kompetenz in die Prasidialkanzlei 
fand in der Starkung dieses Amtes im Rahmen der ,.Kleinen Verfassung" 
ihren Ausdruck. Zu den wesentlichsten, jedoch nicht unumstrittenen 
Punkten gehort das Recht des Prasidenten, in bestimrnten Situationen ,mch 
eigenem Ermessen, wie bei der Nicht-Verabschiedung des Budgets inner­
halb von drei Monaten nach Einbringung indas Parlament, Sejm und Senat 
aufzulõsen sowie Neuwahlen anzusetzen. Allerdings nahm der Sejm am 
3. Febmar 1995 eine Resolution an, wonach eine vcirzeitige Parlaments­
auflosung durch den Prasidenten für verfa~sungswidrig erkliirt wurde. Die 
sichdarausergebenden Rechtsverhilltnisse blieben unklar. (SZ06.02.1995) 
Sofem es dem Sejm nach Ablauf cincs bestimmten Verfahrens nicht 
gelungen ist, eine Mehrlieit für den desiguienen Premie1minister zu 
finden, gebührt dem Prasidenten femerhin das Recht, eine provisorische 
Regierung für die Dauer von sechs Monaten einzusetzen.76 

G!eichfalls kann der Prasident mit seinem Veto die Verabschiedung 
von Gcsetzen hlockieren. ln dif!sem Fali kann der Sejm das Veto nur mit 
Zweidrittelmehrheit überstimrnen. Diese Konstellation beinhaltetauch die 
Mõglichkeit der Blockade der Regierungsarbeit durch eine Obstruktions­
politik des Prasidenten, wie sie bei der Verabschiedung des Budget­
gesetzes für 1995 konstatiert wurde.77 
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Zwar raumte die Regierung Pawlak anfànglich dem amtierenden 
polnischen Prasidenten Walesa gemaB dem in der ,,Kleinen Verfassung" 
festgelegten Primai des Prasidenten in Fragen der Aul.len- und Sicherheits­
politik ein Mitbestimmungsrec:ht bei der Besetzung des Verteidigungs-, 
lnnen,- und Aul.lenministeramtes ein,78 doch war die lnterpretation der 
Verfassung auch in diesem Punkt umstritten, und die Ministerien für 
Verteidigung und ÁuBeres blieben seit dem Herbst 1994 vakant. Der 
designierte polnische Regierungschel'Oleksy war bei der Regierungsbil, 
dung Anfang Marz 1995 im Interesse einer zügigen Regierungsbildung 
nach dem Rücktritt Pawlaks vom 7. Februar 1995 zwar zu Konzessionen 
gegenüber den Kandidaten W alesas für die Schlüsselressorts ÁuBeres und 
Verteidigung hereit, zuvor hatte er jedoch mehrfach das Mitentschei­
dungsrecht des Prasidenten der Verfassung nach verneint. (NZZ 
05.03.1995). 

S. Resümee: Implikationen für Osteuropa 

Ein sozio-i:ikonornisches Fundament in Form einer dezentralisierten, 
zumindest teilweise privaten und dem Wettbewerb ausgesetzten Ókono­
mie erscheint ais notwcndige, aber nicht hinreichende Bedingung für die 
Herausbildung von unabhangigen und handlungsfahigen Stützcn der 
pluralistischen Zivilgesellschaft. Solche Pfeiler sind in kompromill- und 
strategiefàhigen, umfa~senden Gewerkschaften und Untemehmerverban­
den und einem konsolidicrtcn Parteiensystem zu schcn. Diese haben die 
Aufgabe der Integration von Interessen und der Akkommodation von 
Interesseugegensatzen. Polen hat wie die anderen ostrnítteleuropaischen 
Demokratien seit der verhandelten Revolution Fortschritte bei der lra.stilU­
tionalisierung seiner CS in verschiedenen Bereichen und darnit auf dem 
Weg zur demokratischen Konsolidierung erzielt. Ausschlaggebende Fak­
toren bei den Konsolidierungsprozessen in diesen Staaten dürften jedoch 
die positiven Interessen der professionellen Mittelschichten am Fortgang 
des Reformprozesses sein sowie, indirekt, die Anreize für die politischen 
Elíten, die sich aus der Nahe zu Westeuropa und zur EU ergeben; raumlicl\, 
politisch, sicherheitspolitisch und zu den jeweiligen Markten. 

ln Tcilen Osteuropas und der GUS sind Demokrntien entstanden, die 
formell ais pluralistisch charakterisiert werden konnen, aber aufgrund der 
unterentwickelten CS und der mangelhaften Institutionalisierung ihrer 
Regierungssysteme nicht rnít reprasentativen Demokratien westlichen 
Zuschnitts verglitehen werden kéinnen. Gemeinsam ist diesen Staaten, daB 
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sie eine schwere sozio-õkonomische .. Transformationskrise" durchlaufen 
und noch kcin funktionicrcndcr Marktmcchanismus in dicsen Llindcm 
gegriffen hat. Die politisehen Implikationen sind oftmals ei11 Leerlaufen 
der demokratischen Pat.tizipations- ttnd parlarucntarischen l\1:itwirkungs­
rechte, ihre Überlagerung durch anBerparlarnentarische Fonnen der Ein­
fluBnahme und die nur ungenügend kontrollierte Machtausübung durch 
die perplebiszitarer Wahl bestellten hõchsten Funktionstrager der Exeku­
tive.79 O'Donnell pragte für diese zwar per Wahl legitimierten, aber 
autoritar regierten Systeme den Ausdruck ,.delegative democracy". Diese 
.,Demokratien" sind weniger von einem Umschlagen des politischen 
Prozesses in auoh fonnell autoritare Politikrnuster ais von einem zuneh­
menden ProzeB der Deinstitutionalisierung und des politischen Verfalls 
bedroht. 

ln postkommunistischen Gesellschaften mit geschwachtem Zentral­
staat. wie in RuB!and, besteht wenigerdie Gefahreines Staatskorporatismus 
mit klientelistischer Anbindung von anderen Gruppe.u ais vlelmehrdie der 
pluralistischen Verselbstandigung regionaler oder lokaler Machtzentren 
mitdem Ergebnis eines neo-feudalistischen Konglomerats interagierender 
Elitenkartelle. Hingegen sind in rohstoffreichen Llindem der GUS oder 
Regionen RuB!auds auch staatsautorillire Variantfm der Herrschafts­
ausübung mit aus Rohstoffrenten finanzierter klientelistischer Anbindung 
von gesellschaftlichen Gruppen denkbar. 
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4 Von den trnditionellen AustauschbeziehWJgen zwischen Gewcrkschaften Wld Sozialde­
mokralic ganz abgesehen, existierte z.B. in Polen bis 1993 einc Parlamcntsgruppe der 
Solidamos e .. .fo den 1989 bzw. 1990 gewiihlten Parlamcnlen der UdSSR bzw. der 
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Boulder 1989, S. 21-23; L. Diamond, Toward Democratic Consolidation (Anm. 3), S. 5-
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25 X. L. Ping, lnstitutional Amphibiousncss and lhe Trnnsition from Communism: The Case 
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Konzcplioncn. Opladen 1994. S. 176: D. Nohlen/B. Thibaut, Transitionsforsehung zu 
Latcinamcrika (Anm. 19>. S. 200. 
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33 .,Where politics acquire class, sectoral or professíonal associaüons with botlt slralegic 
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Gcwerkschaftcn erLcugte cinc für dcmokratísche lnstitutionen nur schwer zu bewaltigcn­
dc Konfliktintensitat. Vgl. S.-J. Han. What is New About the Korean Democratization? 

Thc Empowcm,cnt of thc Middling Grassrocts and tltcir Fmure. Papcr preparcd for 
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lhal lhey are anticipaúng."Whileheâd 1992: 1384. ,Jn short. bolh democratic consolidation 
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RFE/RL RcscarchRcport, Bd. 1 (1992) H. 34, S. 8-14. ln·Polcncxisticrtcn Ende 1992 über 
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